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Einleitung 

Lange Zeit bezog das europäische Projekt seine Legitimität aus seiner Fähigkeit, Probleme effektiv zu lösen, 
und der Integrationsprozess wurde weitgehend von dem begleitet, was Leon N. Lindberg und Stuart A. 
Scheingold den „permissiven Konsens“ nannten: Trotz früherer Phasen zunehmender Kontroversen basierte 
die europäische Integration im Allgemeinen auf einem breiten Konsens innerhalb des politischen Mainstreams 
in Bezug auf ihre Zweckmäßigkeit, und die Bürger erlaubten ihren politischen Vertretern, diesen Kurs ohne 
große Einmischung zu verfolgen.  

Im Laufe der Zeit gingen jedoch die parallelen Prozesse der zunehmenden europäischen Integration und der 
wachsenden Europäisierung der Mitgliedstaaten Hand in Hand mit einem Rückgang der öffentlichen 
Unterstützung für die Europäische Union (EU) und einer zunehmenden Politisierung des Integrationsprojekts. 
Der angebliche Konsens wich dem, was Liesbet Hooghe und Gary Marks als den „einschränkenden Dissens“ 
bezeichneten: Die europäische Integration ist zu einem weitaus wichtigeren, kontroverser diskutierten und 
umstritteneren Thema geworden, und politische Parteien und sachthemenbezogene Akteure (issue 
entrepreneurs) versuchen, zu mobilisieren und diesbezügliche Sorgen zu ihrem Wahlvorteil zu nutzen. Die 
zentrale Diagnose, die von bedeutenden Gelehrten wie Simon Hix vorgelegt wurde, lautete, dass die EU-Politik 
jahrzehntelang so tat, als gäbe es in Brüssel keine „echte“ Politik, und sich daher weigerte, entscheidende und 
hervorstechende politische Unterschiede, politische Debatten und abweichende politische Konzepte in einem 
größeren und vertieften Europa anzusprechen.  

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache abrufbar unter:  
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/654628/IPOL_STU(2020)654628_EN.pdf 

ABRISS 

Diese Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments im Auftrag des AFCO-Ausschusses durchgeführt wurde, gibt einen 
kurzen Überblick über die akademischen Debatten zur Europäisierung sowie zur Kontroverse und 
Politisierung der EU und der europäischen Integration. Vor diesem Hintergrund konzentriert sie 
sich auf die „europäische Öffentlichkeit“, insbesondere jene, die sich auf die Medien und die 
Parlamente stützen. In der Studie werden darüber hinaus aktuelle Reformvorschläge zur 
Europäisierung der Europawahl erörtert und abschließend Empfehlungen zur Steigerung der 
Legitimität der Europäischen Union gegeben. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/654628/IPOL_STU(2020)654628_EN.pdf
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Vor diesem Hintergrund verfolgt die Studie zwei Ziele. Das erste Ziel besteht darin, einen Überblick über die 
damit verbundenen akademischen Debatten über die Europäisierung, die Anfechtung und Politisierung der EU 
und der EU-Integration sowie über die europäische Öffentlichkeit zu geben. Das zweite Ziel der Studie ist es, 
aktuelle Reformvorschläge vorzustellen und zu diskutieren, die speziell auf eine Europäisierung der Wahlen 
zum Europäischen Parlament (EP) abzielen.  

Europäisierung, Politisierung und demokratische Legitimität 

In der Politikwissenschaft wird die Europäisierung zumeist als ein hierarchisch oder horizontal verlaufender 
Prozess begrifflich gefasst, durch den sich die Regeln und Verfahren der EU, aber auch Normen, Ideen und 
Routinen auf die nationalen Institutionen und Politikfelder auswirken. Ein zweites, sehr weit gefasstes Feld 
befasst sich mit der Europäisierung aus einer anderen Perspektive, nämlich mit der Frage, wie die EU und die 
europäische Integration die politische Kultur, die Identität der Bürger und die politischen Einstellungen in 
Bezug auf Opposition und Unterstützung beeinflussen. Hier konzentrieren sich die jüngsten Debatten auf zwei 
miteinander verbundene Themen, nämlich die zunehmende Kontroverse und die Politisierung der EU. Beide 
sind eng mit dem Thema der europäischen Öffentlichkeit (European public sphere) verbunden, das wiederum 
Fragen der Europäisierung der Massenmedien oder der parlamentarischen Kommunikation direkt berührt. 

Die zunehmende Kontroverse und Politisierung sind sicherlich bis zu einem gewissen Grad auf ein wachsendes 
Gefühl der politischen Entfremdung unter den EU-Bürgern zurückzuführen. Dies beruht zumindest teilweise 
auf Schwierigkeiten mit dem Verständnis von, geschweige denn der Teilnahme an entfernten 
Entscheidungsprozessen auf EU-Ebene und einem Gefühl der Hilflosigkeit gegenüber weitreichenden 
politischen Entscheidungen, die ihr tägliches Leben betreffen, bei denen sie aber kaum Mitsprache- oder 
Abstimmungsmöglichkeiten haben. Die Bürgerinnen und Bürger sind mit politischen Parteien, dem politischen 
Wettbewerb und der Regierungsbildung auf innerstaatlicher Ebene (mehr oder minder) vertraut, während die 
EU-Entscheidungsprozesse sehr komplex und schwer verständlich, die europäischen politischen Parteien und 
Fraktionen im EP weitgehend unbekannt sind, Wahlen keinen erkennbaren Einfluss auf die Regierungsbildung 
haben und bekannte Links-Rechts-Politik durch technokratische Entscheidungsfindung verdrängt zu werden 
scheint. Mit anderen Worten, der EU fehlen die vertrauten Strukturen und Institutionen, die Input-Legitimität 
verleihen.  

Für einige Kommentatoren hat die Politisierung eine grundsätzlich negative Konnotation, nämlich die, dass es 
der EU nicht gelungen ist, Themen erfolgreich von der öffentlichen Debatte und Kontroverse zu isolieren, um 
bessere politische Ergebnisse zu erzielen. Aus dieser Perspektive hindert die zunehmende Politisierung der 
europäischen Integration die nationalen Staats- und Regierungschefs aus Angst vor innenpolitischen 
Gegenreaktionen daran, sich auf die zur Lösung dringender politischer Probleme erforderlichen Kompromisse 
zu einigen, zumal euroskeptische Parteien und Akteure darauf abzielen, die nationale Öffentlichkeit gegen die 
EU und die weitere Integration zu mobilisieren. Zunehmende Erfolge europaskeptischer Parteien wiederum 
könnten zu einer wachsenden Europaskepsis innerhalb der Organe der EU führen, den Entscheidungsprozess 
der EU behindern oder schlimmstenfalls sogar die EU selbst bedrohen.  

Andere hingegen begrüßen die Politisierung als eine erwünschte Entwicklung und haben eine Reihe von 
Mechanismen vorgeschlagen, die darauf abzielen, ein gesundes Maß an Politisierung zu fördern, indem sie 
politische Konflikte in der EU offen ansprechen und ideologische und politische Konflikte nutzen, um die 
Sichtbarkeit, Transparenz und Legitimität der Politikgestaltung auf EU-Ebene zu erhöhen. Hier soll die 
Politisierung dramatische Elemente einfügen und damit das öffentliche Bewusstsein und Interesse an der EU-
Politik erhöhen, um die Verbindung zwischen der EU und ihren Bürgern zu stärken.  
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Die „europäische Öffentlichkeit“ 

Transparenz, Offenheit und Politisierung stehen auch in engem Zusammenhang mit dem Begriff der 
„europäischen Öffentlichkeit“ als einer Plattform für einen EU-weiten öffentlichen Diskurs. Die Definition der 
„Öffentlichkeit“ und die ihr zugeschriebenen Funktionen unterscheiden sich je nach den demokratischen 
Theorien, auf die sie sich stützen, doch besteht ein Grundkonsens darüber, dass sie erstens den Bürgern die 
notwendigen Informationen zur Verfügung stellen sollte, um sie zweitens in die Lage zu versetzen, die 
Handlungen der politischen Akteure zu überprüfen, um sie zur Rechenschaft zu ziehen, drittens Bürgern und 
Gruppen die Möglichkeit zu geben, wichtige politische Fragen zu diskutieren und sich bei den politischen 
Entscheidungsträgern Gehör zu verschaffen, und viertens die Entwicklung eines Gefühls der Zugehörigkeit zu 
einer gemeinsamen (europäischen) Gemeinschaft zu fördern.  

Die meisten Kommentatoren sind sich einig, dass eine geeinte und wahrhaft europäische Öffentlichkeit eine 
gemeinsame Sprache, eine gemeinsame Identität und vor allem eine gemeinsame Infrastruktur, d.h. 
europäische Medien, erfordern würde – und dass keines dieser wesentlichen Elemente in der EU als vollständig 
gegeben oder in naher Zukunft wahrscheinlich vollständig entwickelt angesehen wird. Infolgedessen hat sich 
die akademische Debatte dem Begriff der nationalen, aber europäisierten und vernetzten öffentlichen Sphären 
zugewandt, sowie den nationalen Medien und Parlamenten als zwei wichtige Plattformen für die öffentliche 
Debatte.  

In Bezug auf die Medien zeigt die Literatur ein gemischtes Bild. Obwohl wir in den letzten drei Jahrzehnten 
zweifellos ein bemerkenswertes Wachstum der europäischen und länderübergreifenden Medien erlebt haben, 
ziehen sie weiterhin hauptsächlich ein ausgewähltes Publikum an, während die Reichweite in der breiteren 
europäischen Öffentlichkeit nach wie vor sehr bescheiden ist. Gleichzeitig beobachten wir aber auch eine 
zunehmende Europäisierung der nationalen Medien. Wichtige EU-Themen oder -Ereignisse werden sowohl in 
Bezug auf die vertikale als auch – wenn auch begrenzte – horizontale Europäisierung ziemlich breit behandelt. 
Doch die spezifische Medienlogik, nach der „schlechte Nachrichten die einzig guten Nachrichten sind“, führt 
häufig auch dazu, dass der Schwerpunkt auf die „strategische Berichterstattung“ und damit auf personalisierte 
Konflikte oder Kämpfe zwischen wenigen, hauptsächlich führenden politischen Akteuren gelegt wird – selbst 
von Medien mit einer eher proeuropäischen Redaktionslinie. Einerseits kann diese kommerzielle Logik, die 
Sensationslust, eine Personalisierung der Politik sowie eine Betonung nationaler Interessen begünstigt, um die 
EU-Politik für die Leserinnen und Leser greifbarer zu machen, eine Politisierung der EU-Politik fördern. Auf der 
anderen Seite erhöht sich dadurch auch die Gefahr einer „Spirale der Euroskepsis“, die sowohl durch das 
Angebot als auch durch die Nachfrage nach negativen Nachrichten über die EU angetrieben wird.  

Sowohl das Europäische Parlament als auch die nationalen Parlamente wiederum tun sich trotz ihrer 
verstärkten Bemühungen, ihren Bürgern EU-Themen zu vermitteln, oft schwer, die Aufmerksamkeit der Medien 
auf sich zu lenken. Die Medien berichten regelmäßig, wenn auch selektiv, über Plenardebatten zu EU-Themen, 
aber insgesamt spielen parlamentarische Akteure in EU-Nachrichten im Vergleich zu führenden nationalen 
oder EU-Akteuren eine eher untergeordnete Rolle. Tatsächlich muss das Parlament sogar mit den nationalen 
Parlamenten um die Aufmerksamkeit der Medien konkurrieren und findet sich dabei oft auf der Verliererseite 
wieder. Die Erkennbarkeit scheint hier eine wichtige Rolle zu spielen. Jenseits der Europawahl scheinen die EU-
Aktivitäten der nationalen Parlamente für die Medien relevanter zu sein als die des Europäischen Parlaments, 
nicht zuletzt deshalb, weil es für Journalisten nach wie vor schwierig zu sein scheint, über ein Parlament zu 
berichten, das sich so sehr von den nationalen Parlamenten unterscheidet, mit denen ihre Leser vertraut sind.  
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Europäisierung der Europawahl? 

Die Europäisierung der Europawahl wurde mit zwei Hauptansätzen analysiert, dem Modell der zweitrangigen 
Wahl (second-order election) und dem Modell der sachthemenbezogenen Abstimmung über EU-Themen (EU 
issue voting). Im Allgemeinen wird bei vergleichenden Überprüfungen dieser Modelle am häufigsten 
festgestellt, dass die Europawahl immer noch etwas „zweitrangig“ (second order) ist, während es auch Hinweise 
auf ein gewisses Maß an sachthemenbezogener Abstimmung über EU-Themen (issue voting) gibt. Betrachtet 
man den Zeitraum von der ersten Europawahl 1979 bis zur letzten Abstimmung im Jahr 2019, so ist der übliche 
Konsens, dass die Europawahlen allmählich europäischer geworden sind. Diese Entwicklung scheint jedoch 
von einem gemeinsamen, linearen Trend weit entfernt zu sein. Im Wesentlichen scheinen, wie die Wahlen 2009 
und 2014 gezeigt haben, gemeinsame Krisen, die gemeinsame (oder zumindest ähnliche) politische Probleme 
und Wahlkampfthemen hervorbringen, eine zunehmende Europäisierung zu fördern. Das Fehlen solcher 
Wahlkampfthemen ermöglicht, wie im Jahr 2019, häufig eine Renationalisierung der politischen Kampagnen 
(top-down) und der Faktoren für die Stimmabgabe (bottom-up). 

Tatsächlich war die Europawahl 2019 nach dem von der Wahlbeobachtungsstelle „European Election 
Monitoring Centre“ gesammelten Wahlkampfmaterial insgesamt durch einen „Wahlkampf mit geringer 
Intensität“ gekennzeichnet; in der Mehrheit der Mitgliedstaaten war der Wahlkampf kaum zu spüren. Ein 
gemeinsamer Trend in ganz Europa war die anhaltende Dominanz von innenpolitischen gegenüber 
europäischen Fragen. Im Durchschnitt konzentrierten sich rund zwei Drittel der Kampagneninhalte auf 
ausgesprochen nationale Politik oder eine Mischung aus innenpolitischen und europäischen Angelegenheiten; 
nur etwa ein Fünftel der Kampagnen sprachen Europa oder rein europäische Themen und Perspektiven an. 
Darüber hinaus wurden EU-Themen, selbst wenn sie für den Wahlkampf relevant waren, sehr oft als einfache 
Wahl zwischen mehr oder weniger EU-Integration formuliert. 

Wie unsere Analyse zeigt, hatten auch die Vorschläge des Parlaments zur Harmonisierung der nationalen 
Wahlvorschriften nur geringe Auswirkungen, da die meisten von den Mitgliedstaaten für die Europawahl 2019 
nicht umgesetzt wurden. Dies gilt für die meisten Vorschläge, die auf eine Harmonisierung der nationalen 
Wahlvorschriften und der Wahlorganisation abzielen, aber auch für die Vorschläge zur Erhöhung der 
Sichtbarkeit der europäischen politischen Parteien im Wahlkampf. Nur sehr wenige Mitgliedstaaten folgten 
den Vorschlägen des Parlaments, die Namen und Logos der europäischen Parteien auf den nationalen 
Wahlzetteln sichtbar zu machen. Ebenso machte nur ein Bruchteil der nationalen Parteien ihre Zugehörigkeit 
zu europäischen politischen Parteien während des Wahlkampfes sichtbar.  

Das Spitzenkandidaten-Verfahren und die Einführung von länderübergreifenden Listen 

In den Debatten darüber, wie der „europäische Charakter“ der Europawahl und damit die demokratische 
Legitimität der EU gestärkt werden kann, haben zwei zentrale Vorschläge am stärksten an Bedeutung 
gewonnen, nämlich das so genannte Spitzenkandidaten-Modell und die Einführung länderübergreifender 
Listen.  

Ziel des Spitzenkandidaten-Modells war es, einen offenen Wettbewerb für die Kommissionspräsidentschaft zu 
organisieren. Öffentlich sichtbare, rivalisierende Kandidaten wurden als geeignete Vehikel angesehen, um die 
politischen Programme der europäischen Parteien besser zusammenzufassen und vorzustellen, die politische 
Aufmerksamkeit auf die Ebenen der EU-Politik zu lenken und ein gewisses Maß an Politisierung in die 
Wahlkämpfe zu bringen. Die Einführung von Spitzenkandidaten stellte auch einen Versuch dar, der EU-Politik 
ihr bürokratisches, distanziertes und unpersönliches Ansehen zu nehmen, und stattdessen die Verbindungen 
der europäischen Politiker mit den europäischen Wählern zu fördern und die Wahrnehmung politischer 
Verantwortlichkeit, Kompetenz und Führung zu verbessern. 

Ein wesentliches Problem des Spitzenkandidaten-Verfahrens ist jedoch seine schwache formale 
Institutionalisierung im Vertrag über die Europäische Union. Die formale Grundlage des Spitzenkandidaten-
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Modells bleibt eher undurchsichtig und verknüpft die Wahl des Kommissionspräsidenten nur vage mit den 
Ergebnissen der vorangegangenen Europawahl. Durch die bloße Feststellung, dass der Rat das Ergebnis der 
Wahl „berücksichtigen“ sollte, ist das Verfahren der Spitzenkandidaten weiterhin unverbindlich und offen für 
strategische Instrumentalisierung und Manipulation. 

Mit vagen institutionellen „Regeln“, die für die Einmischung eigennütziger Akteure offen waren, wurde die vom 
Parlament geführte „Revolution“ von 2014 durch eine vom Rat geführte „Konterrevolution“ im Jahr 2019 
faktisch beendet. Die Europawahl von 2014 war insofern erfolgreich, als dass der von der größten Fraktion des 
Parlaments nominierte Spitzenkandidat zum Kommissionspräsidenten ernannt wurde. Nach der Europawahl 
2019 gelang es dem Parlament jedoch nicht, das Spitzenkandidaten-Verfahren klar und eindeutig mit einer 
deutlichen Mehrheit zu unterstützen und zu verteidigen, wodurch die Akteure aus dem zwischenstaatlichen 
Bereich schließlich eingriffen und die Entscheidung zugunsten des EVP-Kandidaten Manfred Weber, aber auch 
des SPE-Kandidaten Frans Timmermans verhindern konnten. Die beiläufige Aufgabe des Spitzenkandidaten-
Verfahren nach der Wahl dürfte die integrationsfreundlichen Wähler frustriert und die Ansicht der 
Euroskeptiker gestärkt haben, dass die EU ein undemokratisches System ist. Der angerichtete Schaden wird 
schwer zu beheben sein, und es ist schwer vorstellbar, wie die Wähler bei künftigen Europawahlen vom Modell 
des Spitzenkandidaten und davon überzeugt werden könnten, dass ihre politische Präferenz und ihr 
Wahlverhalten tatsächlich einen Einfluss auf die Auswahl des Spitzenpersonals auf europäischer Ebene haben. 

Empirisch gesehen zeigt unsere Studie deutlich den begrenzten Erfolg des Spitzenkandidaten-Verfahrens nach 
seinem zweiten Durchgang: Seine Einführung führte nicht zu einer höheren Wahlbeteiligung, und den 
Spitzenkandidaten, die in großen Teilen der europäischen Öffentlichkeit wenig bekannt waren, gelang es nicht, 
die europäische Politik, für die sie standen, erfolgreich zu vermitteln. Ebenso gibt es so gut wie keine 
empirischen Belege dafür, dass das Spitzenkandidaten-Verfahren die Wahlbindung innerhalb der EU gestärkt 
oder einen allgemeinen Trend zur Europäisierung der politischen Kommunikation, der Wahlkampagnen und 
des politischen Verhaltens herbeigeführt hat.  

Die europäischen Parteien haben erhebliche Mittel in die Werbung für das System der Spitzenkandidaten und 
die Förderung einzelner Spitzenkandidaten investiert. Es gibt jedoch zahlreiche Belege dafür, dass diese 
Bemühungen lediglich dazu beitrugen, Kontakte zu Wählergruppen herzustellen, die jung, gut informiert und 
entschiedene Befürworter der Integration waren. Um die Europawahl zu politisieren, war das Verfahren unter 
denjenigen Wählern am effektivsten, die bereits involviert und politisch sensibilisiert waren, jedoch erfolglos 
bei der Beeinflussung derjenigen Schichten der europäischen Öffentlichkeit, die sich von der EU-Politik 
entfremdet hatten. 

Zusammenfassend wurde die Idee des Spitzenkandidaten-Systems als ein sinnvoller Schritt gefeiert, um nicht 
nur die Wahl des Parlaments zu dramatisieren, zu politisieren und zu europäisieren, sondern auch die Wahl der 
Spitzenleute der Kommission direkt an eine europaweit populäre Abstimmung zu binden. Während die 
empirische Realität dagegen ernüchternd ist, muss auch bedacht werden, dass es Zeit braucht, bis die 
Auswirkungen institutioneller Reformen zum Tragen kommen, insbesondere wenn sie auf 
Verhaltensänderungen abzielen. Um jedoch erfolgreich zu sein, würden weitere Durchgänge des 
Spitzenkandidaten-Verfahrens zumindest eine einheitliche, parteiübergreifende Unterstützung im Parlament 
für das Verfahren und das Ergebnis sowie im Idealfall eine institutionelle Formalisierung im Vertrag erfordern. 

Das gemeinsame Etikett „länderübergreifende Liste“ wiederum bezieht sich auf zahlreiche vage Ideen und 
spezielle Vorschläge, die darauf abzielen, einen zusätzlichen Wahlkreis mit Listen von Kandidaten aufzubauen, 
die nicht von nationalen, sondern von länderübergreifenden Akteuren ausgewählt werden. Gemeinsam ist den 
verschiedenen Vorschlägen, dass sie die Einführung länderübergreifender Listen als einen weiteren und 
entscheidenden Schritt in dem Bestreben sehen, die Europawahl von einem zweitrangigen in einen 
Wettbewerb ersten Ranges zu verwandeln. Bezüglich der Wähler wird erwartet, dass die Bereitstellung eines 
Pools von länderübergreifenden Kandidaten die Aufmerksamkeit der Wähler auf eine vielfältige Gruppe von 
länderübergreifenden Kandidaten lenkt, auf die spezifischen Politik, für die sie stehen, und auf die 
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europäischen politischen Parteien, die sie aufgestellt haben. Auf Seite der Parteien zielt die Einführung 
länderübergreifender Listen darauf ab, die europäischen Parteien gegenüber den nationalen Parteien zu 
stärken, sie in die Lage zu versetzen, schlüssige Positionen zu formulieren und die derzeit dominierenden 
nationalen Aspekte des Wahlkampfes, der Kandidatenauswahl und der Stimmabgabe effektiv zu umgehen.  

Der prominenteste Vorschlag stammt aus dem „Duff-Bericht“, benannt nach dem britischen Mitglied des 
Europäischen Parlaments, Liberaldemokraten und Föderalisten Andrew Duff. Im Bericht heißt es: „jeder Wähler 
würde zusätzlich zu seiner Stimme für die nationale oder regionale Liste eine Stimme für die EU-weite Liste 
abgeben können“. Die Befürworter dieses Vorschlags beabsichtigten, den britischen Rückzug aus der EU zu 
nutzen, indem sie einen länderübergreifenden Wahlkreis auf der Grundlage eines Anteils der Sitze bildeten, die 
zuvor von britischen Mitgliedern des Europäischen Parlaments gehalten wurden. Obwohl die Initiative einen 
sehr begrenzten Pool von nur 27 länderübergreifend gewählten Mitglieder des Europäischen Parlaments 
vorschlug, fand sie keine Mehrheit im Parlament. 

Bislang können wir daher nicht auf ähnliche Erfahrungen bei der Einführung länderübergreifender Listen 
zurückgreifen. Unserer Ansicht nach sind jedoch die meisten damit zusammenhängenden Reformvorschläge 
in ihrem Umfang zu begrenzt. Angesichts des weiterhin zweitrangigen Charakters der Europawahl sind wir 
skeptisch, ob die Wähler, die die Spitzenkandidaten und die Politik, für die sie kandidieren sollen, häufig nicht 
bemerken oder sich nicht an sie erinnern, in der Lage wären, sich mit einem kleinen Pool länderübergreifend 
aufgestellter Kandidaten zu verbinden. Darüber hinaus würden begrenzte Maßnahmen zusätzliche 
Komplexität ohne ausreichenden Nutzen bringen, wahrscheinlich einige Wähleranteile weiter entfremden und 
den Ruf der EU als ein enorm kompliziertes und unnötig komplexes politisches System stärken. Ein sehr kleiner 
Kandidatenpool könnte sich sogar als kontraproduktiv erweisen, denn er macht das Parlament anfällig für den 
Vorwurf, den Charakter eines echten, repräsentativen Parlaments zu verletzen und verschiedene Gruppen von 
Abgeordneten innerhalb eines Patchwork-Organs zu schaffen, dem es an klaren Merkmalen eines 
repräsentativen Organs mangelt, und, um es unverblümt zu sagen, Symbolpolitik und Augenwischerei zu 
betreiben. Um überhaupt eine gewisse Wirkung auf die Wähler zu erzielen und die Wahlbindungen zwischen 
den Wählern und ihren Vertretern zu fördern, müssten unserer Meinung nach für jeden vielversprechenden 
Reformvorschlag wesentlich mehr länderübergreifende Kandidaten aufgestellt werden, die im Idealfall 
mindestens die Hälfte aller Mitglieder des Europäischen Parlaments abdecken.  

Empfehlungen (Auswahl) 

Wir empfehlen dringend, sich auf institutionelle Reformvorschläge zu konzentrieren, die den institutionellen 
Aufbau des politischen Systems der EU vereinfachen. 

Trotz des sehr begrenzten Erfolgs glauben wir, dass das Spitzenkandidaten-System – in irgendeiner Form – 
erhaltenswert ist. Es kann jedoch nicht mehr den beteiligten politischen Akteuren überlassen werden, sondern 
muss auf einer rechtlichen und verbindlichen Formalisierung des Verfahrens beruhen, durch die die Auswahl 
des Kommissionspräsidenten an das Wahlergebnis im Parlament geknüpft wird. Eine Option wäre eine 
verfassungsmäßige Bestimmung, wonach der Spitzenkandidat der größten Fraktion des Parlaments quasi 
automatisch zum Kommissionspräsidenten ernannt würde. Die andere, unserer Meinung nach bessere Option 
wäre, dass das Parlament den Kommissionspräsidenten aus dem Pool der Spitzenkandidaten wählt.  

Wir unterstützen auch die Einführung länderübergreifender Listen für einen großen, länderübergreifenden 
Wahlkreis, der mindestens die Hälfte der Mitglieder des Europäischen Parlaments umfasst, als Mittel zur 
Europäisierung der Europawahl. Es muss jedoch sichergestellt werden, dass ein länderübergreifender 
Wahlkreis keine Anreize für die europäischen politischen Parteien setzt, ihren Wahlkampf überwiegend, 
geschweige denn ausschließlich, auf einige wenige Mitgliedstaaten mit den meisten Wählern zu konzentrieren, 
was sich fatal auf die Legitimität des Parlaments auswirken würde. Eine Möglichkeit bestünde darin, den 
länderübergreifenden Wahlkreis auf einen gemeinsamen EU-weiten Bezirk zu gründen, aber in jedem der 
Mitgliedstaaten oder sogar in grenzüberschreitenden Wahlkreisen separate länderübergreifende Listen 
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aufzustellen. Infolgedessen würden die europäischen politischen Parteien mit unterschiedlichen 
länderübergreifenden Listen in den verschiedenen EU-Unterbezirken Wahlkampf führen.  

Wir ermutigen das Parlament, seine Vorschläge zur Änderung des Europawahlgesetzes mit neuem Elan zu 
verfolgen und auf ein harmonisiertes und vollständig europäisches Wahlsystem zu drängen. Grundlegend 
unterschiedliche Wahlregeln verletzen das demokratische Grundprinzip der Gleichheit, das bei Wahlen zum 
supranationalen Parlament gelten sollte. Im Idealfall sollten die Bestimmungen über die Europawahl 
vollständig in ein einheitliches europäisches Wahlregelwerk, d. h. in ein echtes europäisches Wahlgesetz, 
überführt werden. 

Die oben genannten Vorschläge erfordern eine Überarbeitung und Ratifizierung des Vertrages über die 
Europäische Union sowie des Europawahlgesetzes. Angesichts der großen Zahl von Veto-Akteuren in der EU 
und der fehlenden Anreize zur Umsetzung der Vorschläge sind die Aussichten für Reformen nicht unbedingt 
gut. Doch die bevorstehende Konferenz zur Zukunft Europas, die voraussichtlich im September 2020 beginnen 
wird, könnte eine echte Chance bieten. 

Der Erfolg der Konferenz wird entscheidend von der Tagesordnung und ihrer Festlegung abhängen. Wenn 
Aspekte im Zusammenhang mit institutionellen Fragen, einschließlich des Spitzenkandidaten-Systems, 
länderübergreifender Listen und der Regeln für die Europawahl auf die Tagesordnung gesetzt würden, könnte 
eine breite öffentliche Debatte ermöglicht und den Bürgern ein tatsächliches Mitspracherecht bei ihrer 
demokratischen Beteiligung an der EU eingeräumt werden. Dies setzt jedoch voraus, dass mögliche 
Änderungen am Vertrag über die Europäische Union oder Änderungen des Europäischen Wahlgesetzes weder 
formell noch informell von der Tagesordnung genommen werden. 

Der Erfolg der Konferenz wird auch entscheidend davon abhängen, in welcher Form die Bürger und die 
Zivilgesellschaft einbezogen werden. Instrumente wie Bürgerdialoge oder Online-Konsultationen können 
zweifellos das gegenseitige Verständnis sowohl unter den Bürgern als auch zwischen Bürgern und 
Entscheidungsträgern fördern. Angesichts der Erfahrungen aus früheren Versuchen ist jedoch ein verbesserter 
Ansatz erforderlich, um die Ansichten der Bürger zu berücksichtigen und sie tatsächlich in EU-Politikgestaltung 
umzusetzen. 

Wir begrüßen es, dass die Kommission den Schwerpunkt auf die Kommunikation als gemeinsame 
Verantwortung, auf den Kampf gegen Desinformation und die Förderung der Medienkompetenz sowie auf die 
EU-Bildung legt. Dennoch warnen wir vor jedem Versuch, im Rahmen einer institutionellen Kommunikation zu 
einer „Neutralisierung der Ideologie“ zurückzukehren - sei es auf der Grundlage angeblich rein sachlicher 
Argumente oder durch engagiertes und emotionales Geschichtenerzählen. 

Schließlich muss die EU auch das Legitimationspotenzial der nationalen Parlamente und der 
interparlamentarischen Zusammenarbeit und Kommunikation ernster nehmen. Hier könnte die Einführung 
einer jährlichen „Europäischen Woche“, die zeitgleich in allen nationalen Parlamenten stattfindet, mit Debatten 
zwischen Abgeordneten, EU-Kommissionsmitgliedern, Mitgliedern des Europäischen Parlaments und 
Vertretern der Zivilgesellschaft über das Arbeitsprogramm der Kommission, die Entstehung vernetzter 
interparlamentarischer Öffentlichkeiten unterstützen. Darüber hinaus dürfte ein solches Ereignis eine 
beträchtliche Medienberichterstattung erfahren. Wir treten auch für eine formelle Institutionalisierung der so 
genannten „Green Card“ ein, um den nationalen Parlamenten die Möglichkeit zu geben, sich gemeinsam aktiv 
und konstruktiv an interparlamentarischen Beratungen über die Zuständigkeiten der EU zu beteiligen. 

 



 

      

 

 

Haftungsausschluss und Urheberrechtsschutz. Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung der Verfasser wieder und 
entsprechen nicht unbedingt dem Standpunkt des Europäischen Parlaments. Nachdruck und Übersetzung der Veröffentlichung – außer zu 
kommerziellen Zwecken – mit Quellenangabe gestattet, sofern das Europäische Parlament vorab unterrichtet und ihm ein Exemplar 
übermittelt wird. © Europäische Union, 2020.  

 
Externe Verfasser:  Dr. Katrin Auel, Institut für Höhere Studien (IHS), Wien 

Dr. Guido Tiemann, Institut für Höhere Studien (IHS), Wien 
Für Forschung zuständige Verwaltungsrätin: Eeva PAVY Editionsassistenz: Fabienne VAN DER ELST 
Kontakt: poldep-citizens@europarl.europa.eu   

 
Dieses Dokument ist auch online über folgende Website abrufbar: https://www.europarl.europa.eu/committees/de/supporting-analyses-
search.html 

PE 654.628 
IP/C/AFCO/2020-28 

Druckversion  ISBN 978-92-846-6964-6 | doi:10.2861/ 482747 | QA-03-20-514-DE-C  
PDF  ISBN 978-92-846-6961-5 | doi:10.2861/ 442368  | QA-03-20-514-DE-N  
 

mailto:poldep-citizens@europarl.europa.eu
http://www.europarl.europa.eu/committees/de/supporting-analyses-search.html
http://www.europarl.europa.eu/committees/de/supporting-analyses-search.html

	Europäisierung der „europäischen Öffentlichkeit“ 0F
	Einleitung
	ABRISS
	Diese Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des Europäischen Parlaments im Auftrag des AFCO-Ausschusses durchgeführt wurde, gibt einen kurzen Überblick über die akademischen Debatten zur Europäisierung sow...
	Europäisierung, Politisierung und demokratische Legitimität
	Die „europäische Öffentlichkeit“
	Europäisierung der Europawahl?
	Das Spitzenkandidaten-Verfahren und die Einführung von länderübergreifenden Listen
	Empfehlungen (Auswahl)
	Haftungsausschluss und Urheberrechtsschutz. Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung der Verfasser wieder und entsprechen nicht unbedingt dem Standpunkt des Europäischen Parlaments. Nachdruck und Übersetzung der Veröffentlichung – außer zu ...
	Externe Verfasser:  Dr. Katrin Auel, Institut für Höhere Studien (IHS), Wien
	Dr. Guido Tiemann, Institut für Höhere Studien (IHS), Wien
	Für Forschung zuständige Verwaltungsrätin: Eeva PAVY Editionsassistenz: Fabienne VAN DER ELST

